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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter: .............................

g e g e n
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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 44. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 40. Mai 4979

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Berlin vom 29. November 4977 wird zurückgewiesen.

Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob der in den 4945 von Polen

übernommenen deutschen Ostgebieten (Oder—Neiße-Gebiet) wohnende
Kläger die Auszahlung eines von der Beklagten festgestellten

Altersruhegeldes verlangen kann.

Der Kläger besitzt die deutsche Staatsangehörigkeit. Er wurde

4892 in G geboren, wo er jetzt noch lebt. Er war aus—

schließlich im früheren Oberschlesien beschäftigt und hat dort

insgesamt 474 Beiträge zur deutschen Angestelltenversicherung

entrichtet. Die Beklagte stellte aufgrund dieser Beiträge
(Pflichtbeiträge bis 4927, freiwillige Beiträge bis 4944) sowie

einer Ersatzzeit von 4945 bis 4949 (59 Monate) antragsgemäß

einen Anspruch auf Altersruhegeld für die Zeit ab Dezember 4975

in Höhe von monatlich 549,60 DM fest, ordnete aber zugleich das

Ruhen der Rente an; eine Auszahlung sei auch nicht im Ermessens—

wege möglich (Bescheid vom 48. Februar 4974, Widerspruchsbe—

scheid vom 28. August 4974).

Die Klage auf Auszahlung der Rente blieb in beiden Vorinstanzen

ohne Erfolg (Urteile des Sozialgerichts Berlin vom 4. März 4977

und des Landessozialgerichts —LSG—Berlin vom 29. November 4977).

Zur Begründung hat das LSG ausgeführt: Der Rentenanspruch ruhe

nach 5 96 Angestelltenversicherungsgesetz (AVG), weil sich der
Kläger außerhalb des Geltungsbereichs des AVG aufhalte. Eine

Zahlung im Ermessenswege nach 5 400 AVG aF komme nicht in Be—

tracht, weil die von Polen übernommenen deutschen Ostgebiete kein

auswärtiges Staatsgebiet im Sinne dieser Vorschrift seien (Hin-

weis auf BSGE 42, 249). Diese Regelung bedeute keinen Verstoß

gegen das Grundgesetz (GG); ebensowenig habe das deutsch—polnische
Sozialversicherungsabkommen vom 9. Oktober 4975 Grundrechte des

Klägers verletzt. Dieser habe durch das Abkommen keine Redte ver—
loren. Wenn er von polnischer Seite keine Rente bekomme, so be—

ruhe dies darauf, daß die polnische Sozialversicherung aus Bei-

tragszeiten vor 4945 keine Renten gewähre.
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Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt der Kläger eine Ver—
letzung der Art 5, 14, 20 GG. Die Ruhensregelung benachteilige

die in den deutschen Ostgebieten lebenden Deutschen gegenüber

den in der Bundesrepublik Deutschland und den im Ausland, ins—

besondere in Zentralp01en lebenden Deutschen. Das Ziel, eine

Doppelversorgung auszuschließen, rechtfertige die Ruhensregelung

nicht, weil der polnische Versicherungsträger die vor 4945 zur
deutschen Rentenversicherung entrichteten Beiträge zwar bei der

Wartezeit, nicht aber bei der Bemessung der Rentenhöhe berück—

sichtige.

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der Urteile der Vorinstanzen
die Beklagte in Abänderung ihrer Bescheide zu
verurteilen, das Altersruhegeld an ihn auszu—
zahlen,

hilfsweise,

das Verfahren zur Einholung* einer Entscheidung

des Bundesverfassungsgerichts auszusetzen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision Zurückzuweisen.

Beide BeteiligU31haben einer Entscheidung ohne mündliche Ver—

handlung zugestimmt (5 124 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes

II

Die Revision ist unbegründet.

4. Der Kläger hat keinen Anspruch auf Auszahlung der Rente nach

Polen. Nach der zwingenden Vorschrift des 5 96 AVG ruht die

Rente eines Deutschen, solange er sich außerhalb des Geltungs-

bereichs des AVG aufhält. Diese Voraussetzungen sind beim

Kläger gegeben. Ein Auszahlungsanspruch steht ihm auch nicht
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nach den Ausnahmevorschriften der 55 977 98 AVG zu; die
5% 97 Abs 4, 98 Abs 2 AVG sind hier schon deshalb nicht
anwendbar, weil der Kläger keine Beitragszeiten im

Geltungsbereich des AVG zurückgelegt hat (vgl 5 402 AVG)°

Das Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und

der Volksrepublik Polen über Renten— und Unfallversicherung

vom 9„ Oktober 4975 (BGBl 4976 II 595), in Kraft getreten

am 4. Mai 4976 (BGBl aaO S. 465), hat dem Kläger ebenfalls

keinen Rechtsan3pruch auf Auszahlung der Rente verschafft.

Es sieht nur Rentenleistungen durch Versicherungsträger

des Wohnlandes vor. Die diesen Grundsatz durchbrechenden

Besitzstandsregelungen in den Art 45 und 46 beziehen sich

nach Wortlaut und Sinn nicht auf Rentenansprüche, die ein

deutscher Versicherungsträger als ruhend festgestellt hat.

Der angefochtene Bescheid ist auch insofern rechtmäßig, als

die Beklagte die Auszahlung der Rente als Ermessensleistung

abgelehnt hat,

Der bei der Bescheiderteilung noch geltende % 400 AVG idF

des Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neuregelungsgesetzes

vom 25„ Februar 4960 —FANG_ (BGBl I s. 95) ließ in seinem
hier allein in Betracht kommenden Absatz 4 eine Zahlung der

Rente als Ermessenleistung nur zu, wenn der Berechtigte

sich gewöhnlich "im Gebiet eines auswärtigen Staates" auf-

hält, in dem die Bundesrepublik Deutschland eine amtliche

Vertretung hat. Diese Voraussetzungen waren hier nicht
erfüllt. Die Beklagte ist vielmehr beim Erlaß ihrer Be—

scheide zu Recht davon ausgegangen, daß der Gesetzgeber des

FANG das Oder—Neiße—Gebiet nicht als Ausland iS des 5 400 AVG

angesehen hat„ Insoweit war auch, wie der 4. Senat des Bundes-

sozialgerichts (BSG) näher dargelegt hat (BSGE 42, 249),
durch den Warschauer Vertrag vom 7° Dezember 4970 keine Änderung

eingetreten.
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Das Abkommen vom 9. Oktober 4975 behandelt dann zwar die von
Polen übernommenen Gebiete des deutschen Reiches in seinem

Anwendungsbereich als zur Volksrepublik Polen gehörend. Es

kann jedoch dahingestellt bleiben, welche Folgen hieraus für
die Voraussetzungen des S 400 Abs 4 AVG aF bei der Nachprüfung

der von der Beklagten bereits 4974 getroffenen ablehnenden

"Ermessensentscheidung" zu ziehen wären. Denn das Abkommen hat

in seinem Art 46 Abs 2 andererseits bestimmt, daß eine Renten—
zahlung nach Polen als EEmessensleistung unzulässig ist, wenn
sie nicht aufgrund eines bindenden Bescheides oder eines

rechtskräftigen Urteils, was hier nicht zutraf, vor Unter—

zeichnung des Abkommens bereits gezahlt worden ist. Dazu hat
der 5. Senat des BSG ausgeführt, daß Art 46 Abs 2 auch Er—

messensleistungen für Zeiten vor dem Inkrafttreten des Ab—

kommens erfaßt (BSGE 45, 464). Dem schließt sich der erkennen—
de Senat an.

Die einer Rentenauszahlung an den Kläger entgegenstehenden ge—

setzlichen Regelungen sind entgegen seiner Meinung nicht ver-
fassungswidrig, sie verstoßen insbesondere nicht gegen die

Art 5, 44 und 20 GG.

a) Art 44 GG kann schon deshalb nicht verletzt sein, weil dem

Kläger vor dem Erlaß des FANG weder ein Anspruch noch eine

Anwartschaft auf Auszahlung einer Rente in das Oder-Neiße-
Gebiet gegen einen Versicherungsträger im Bundesgebiet zu—
gestanden hat, insbesondere nicht gegen die hier verklagte

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (vgl ua BSGE 4,
94). Das FANG hat darum dem Kläger nichts genommen, wenn es

diese Rechtslage in der Weise fortgeführt hat, daß es ihm

zwar im Versicherungsfalle einen Rentenanspruch, diesen

aber lediglich als ruhenden Anspruch zugestanden hat; das

war im Grunde nicht mehr als eine "gesetzestechnische"
Änderung. Dahinstehen kann, ob Art 44 GG zu einer anderen

Beurteilung dann führen könnte, wenn Beiträge im Bundes—

gebiet geleistet worden wären; ein solcher Fall liegt hier

nicht vor.
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b) Ein Verstoß gegen Art 5 GG läge nur dann vor, wenn der

Gesetzgeber Übereinstimmungen in den zu ordnenden Lebens—

verhältnissen nicht berücksichtigt hätte, die so bedeut—

sam sind, daß sie eine am Gerechtigkeitsgedanken

orientierte Betrachtungsweise beachten mußte (BVerfGE 48,

546, 557). Einen solchen Sachverhalt nimmt der Kläger zu

Unrecht an. Die Lebensverhältnisse der Deutschen, die

in den 1945 von 'Pölen übernommenen Gebieten wohnen,

unterscheiden sich von denen der Deutschen, die im

Geltungsbereich des AVG oder im Ausland ihren Wohnsitz

haben.

Versicherte im Ausland werden wie Versicherte im Geltungs—

bereich des Gesetzes hinsichtlich der vor 1945 nach

deutschem Recht zurückgelegten Versicherungszeiten in

der Regel nur vom Sozialversicherungssystem der Bundes—

republik Deutschland erfaßt; für sie kommt daneben nicht

ein anderes Sozialversicherungssystem in Betracht. Dem—

gegenüber sind Versicherte mit Wohnort in ehemaligen

Gebieten des deutschen Reiches außerhalb des Geltungs-1

bereichs des AVG in der Regel in die dortige Sozialver—

sicherungssysteme einbezogen (zum insoweit maßgebenden

Wohnsitzgrundsatz vgl BSGE 5, 286; 24, 227; 29, 57, 59;

42, 249). Dies gilt nicht nur für das Gebiet der DDR,
insoweit hat das Bundesverfassungsgericht die gesetz—

liche Regelung bereits als mit dem Grundsatz vereinbar

bezeichnet (BVerfGE 28, 104), sondern auch für die 1945

von Polen übernommenen deutschen Ostgebiete.

Damit in Übereinstimmung steht, daß Polen schon vor dem
Inkrafttreten des deutsch-polnischen Abkommens von 1975

sein Sozialleistungssystem auch für die Deutschen im

Oder—Neiße—Gebiet gelten ließ (vgl Haase, Bundesarbeits—

blatt 1976, 211, 215); nach einer Verordnung vom 8. August

1968 waren bei der Feststellung von Leistungen für Per—

sonen mit Wohnsitz in Polen die "Beschäftigungszeiten in

den ‚Wiedergewonnenen Gebieten" auch vor deren "Ein—
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gliederung in das Gebiet der Volksrepublik Polen" zu be-

rücksichtigen. Das Abkommen von 4975 geht darüber noch
hinaus. Nach Art 4 Abs 4 werden Renten vom Versicherungs—

träger des Staates, in dessen Gebiet der Berechtigte wohnt,

nach den für diesen Träger geltenden Vorschriften gewährt;

dieserVersicherungsträger berücksichtigt nach Abs 2 der

Vorschrift dabei die in dem anderen Vertragsstaat nach

dessen Recht anrechnungsfähigen Versicherungszeiten so,

als ob sie in seinem eigenen Gebiet zurückgelegt worden

wären. Die im Oder—Neiße—Gebiet verbliebenen Deutschen sind

damit dem polnischen Sozialversicherungssystem weiterhin

gleichberechtigt mit den übrigen dort wohnhaft Versicherten

eingeordnet, wie dies schon für die frühere Anwendung des

Wohnsitzgrundsatzes im Bereich des Deutschen Reiches nach

dem Zusammenbruch von 4945 vorausgesetzt wurde (vgl BSGE },

286, 294).

Dies rechtfertigt den vollständigen Ausschluß von den

Leistungen der deutschen Sozialversicherung auch dann, wenn

das polnische Recht sich für den Versicherten ungünstiger

als das deutsche auswirkt. Zu Unrecht bestreitet der Kläger

deshalb seine Eingliederung in das polnische System mit

dem Hinweis, daß nach polnischem Recht die vor 1945 zurück—

gelegten Versicherungszeiten nicht rentensteigernd ange—

rechnet würden. Diese Zeiten werden jedenfalls auf die

Wartezeit nach polnischem Recht angerechnet, insoweit

fordert das polnische Recht aber bei Männern eine Be—

schäftigungszeit von 25 Jahren, unter Umständen sogar eine

solche von 55 Jahren. Mit seinen nur 174 Beitragsmonaten

kann der Kläger diese Wartezeit nicht erfüllen. Da die

polnischen Vorschriften über die Wartezeit und die Höhe

der Rente jedoch für alle dort lebenden Versicherten in

gleicher Weise gelten und nicht die Deutschen als Gruppe in

sachwidriger Weise benachteiligen, stehen sie einer Ein—

gliederung nicht entgegen.
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Schließlich ist auch im Vergleich mit den in Zentral—

polen wohnenden Versicherten eine Verletzung des Gleich—

heitssatzes nicht festzustellen. Soweit wie im vor-

liegenden Falle ausschließlich eine Ermessensleistung

nach 5 100 AVG aF in Betracht kam, können Versicherte

im Oder—Neiße—Gebiet und solche in Zentralpolen künftig

vom deutschen Sozialversicherungsträger gleichermaßen

keine Ermessensleistungen mehr erhalten. Eine Ungleich—

behandlung könnte nur insofern vorliegen, als die an

Versicherte in Zentralpolen bereits bindend oder rechts—

kräftig festgestellten Ermessensleistungen aufgrund der

Besitzstandsklausel in Art 46 Abs 2 des Abkommens weiter—

hin ausgezahlt werden. Derartige Leistungen sind jedoch

von den deutschen Versicherungsträgern im allgemeinen

nicht gewährt werden, da sie nach den polnischen An-

rechnungsvorschriften dem Berechtigten nicht zugute kamen

(vgl Schieffer, Sozialversicherung 4976, 200, 204;

BSGE 54, 58). Es ist darum nicht zu beanstanden, wenn
die Versicherten im Oder—Neiße—Gebiet hinsichtlich der

Ermessensleistungen mit den wenigen vorgenannten Aus-

nahmefällen nicht gleichgestellt werden.

Die Regelung verstößt schließlich nicht gegen die Sozial—

staatsklausel (Art 20). Die Wertordnung des Grundge—

setzes verlangt zwar im Hinblick auf das Sozialstaats—

prinzip, daß die staatliche Gemeinschaft Lasten mit trägt,

die aus einem von der Gesamtheit zu tragenden Schicksal

entstanden sind und nur zufällig einen bestimmten Per-

sonenkreis treffen. Insoweit muß jedoch der Gesetzgeber

das Wesentliche zur Erfüllung der Sozialstaatsklausel

tun;nur wenn er diese Pflicht willkürlich, dh ohne sach—

lichen Grund, versäumt, kann möglicherweise dem einzel—

nen hieraus ein Anspruch erwachsen (BVerfGE 4, 97, 104).

Das Revisionsvorbringen, der deutsche Gesetzgeber habe
Rentenzahlungen in das Oder—Neiße-Gebiet als Pflicht—

leistung, zumindest als Ermessensleistung vorsehen müssen,
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verkennt jedoch schon, daß im Hinblick auf die devisen—

rechtliche Abwicklung eine solche Regelung nur in Ver—

bindung mit der Volksrepublik Polen hätte getroffen werden
können. Denn ein solcher Rentenexport nach Polen hätte

dort zu einer Ungleichbehandlung von Deutschen und Polen

geführt. Im Laufe der Verhandlungen zum Abkommen von 4975

hat die polnische Delegation jedoch immer deutlich gemacht,

daß Polen eine solche unterschiedliche Behandlung von

Personen, die nach polnischem Recht alle polnische Staats—

angehörige seien, nicht zulassen könne (Haase, Bundes—

arbeitsblatt 4976, 244, 245).

Im übrigen hat der Gesetzgeber mit der Regelung im Ab—

kommen nicht lediglich hingenommen, daß die Versicherten

im Oder—Neiße—Gebiet dem Schutz der deutschen Rentenver—

sicherung nicht unterliegen; er hat durch die Bewilligung

der an Polen zu zahlenden Pauschale erreicht, daß Polen

sich im Abkommen gerade auch für die dort lebenden

Deutschen zur Berücksichtigung der in der Bundesrepublik

anrechnungsfähigen Zeiten innerhalb des polnischen

Sozialversicherungssystems verpflichtete.

Für die Ansicht des LSG, die Bundesrepublik Deutschland

habe möglicherweise nicht an den Personenkreis gedacht, der

wegen der Besonderheiten des polnischen Rechts keine

Leistungen von einem polnischen Versicherungsträger er—

halte, bietet sich kein überzeugender Anhalt. Auch inso—

weit war offenbar der Wünsch der polnischen Seite zu

berücksichtigen, eine Besserstellung der Deutschen im

polnischen Sozialversicherungssystem gegenüber Polen

nicht zuzulassen.
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Die Revision des Klägers war daher mit der Kostenfolge aus

5 495 SGGzurückzuweisen.
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